
Aktenzeichen: 8 AZR 301/91
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 19. März 1992

- 8 AZR 301/91 -
I. Arbeitsgericht 

Gelsenkirchen
Urteil vom 06. September 1990 
- 6 Ca 1393/90 -

II. Landesarbeitsgericht Hamm
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 21. Februar 1991 
- 16 Sa 1441/90 -

Entscheidungsstichwort:
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers bei Kurzarbeitergeld

Gesetz:
BGB §§ 282, 615; AFG §§ 68, 72

Leitsatz:
Ein Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, im Interesse seines 
Arbeitnehmers Widerspruch und Klage gegen den Kurzarbeiter­
geld-Festsetzungsbescheid des Arbeitsamtes zu erheben, wenn 
er die einer ständigen Verwaltungspraxis entsprechende 
Rechtsauffassung der Arbeitsverwaltung teilt.
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% AZR 301/S1
Sa 1441/10 Hamm

Verkündet am 19. März 1992
Im Namen des Volkes!

U r t e i l
Siegel,
Amtsinspektorin als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

ln Sachen

PP.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd 
liehen Verhandlung vom 19. März 1992 durch die Vizepräsidentin
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Michels-Holl, die Richter Dr. Ascheid und Dr. Müller-Glöge sowie 
die ehrenamtlichen Richter Harnack und Hickler für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 21. Februar 
1991 - 16 Sa 1441/90 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger ist seit dem 9. Januar 1957 bei der Beklagten als 
Fliesenleger im Leistungslohn beschäftigt. In den Monaten Februar 
und März 1990 befand er sich in Kurzarbeit und erhielt Kurzarbei­
tergeld nach den Bestimmungen des Arbeitsförderungsgesetzes.

Bei der Berechnung des Kurzarbeitergeldes berücksichtigte 
die Bundesanstalt für Arbeit in ihrem Festsetzungsbescheid vom 
19. März 1990 die dem Kläger nach § 3 des "Tarifvertrages zur 
Förderung der Aufrechterhaltung der Beschäftigungsverhältnisse im 
Baugewerbe während der Winterperiode (TV Lohnausgleich) vom 
8. Dezember 1987" für die Zeit zwischen Weihnachten 1989 und 
Neujahr 1990 gewährten Beträge als Arbeitsentgelt.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, der tarifliche 
Lohnausgleich für die Zeit zwischen Weihnachten 1989 und Neujahr 
1990 sei nicht als Arbeitsentgelt i. S. von § 68 AFG zu bewerten. 
Da die Beklagte versäumt habe, gegen den Bescheid der Bundesan-
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stait für Arbeit Widerspruch einzulegen und Klage zu erheben, 
müsse sie für den ihm entstandenen Schaden einstehen.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 215,76 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Juni 1990 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, bei der Berech­
nung des Kurzarbeitergeldes sei auch der tarifliche Lohnausgleich 
als Arbeitsentgelt zu berücksichtigen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung zurückgewiesen. Mit der zugelas­
senen Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weiter. Er 
meint, im Falle der Kurzarbeit bleibe der Arbeitgeber in Höhe des 
Kurzarbeitergeldes unmittelbar zur Lohnzahlung verpflichtet, so­
lange nicht die Bundesanstalt für Arbeit den Arbeitnehmer in ge­
setzlicher Höhe befriedige. Auf ein Verschulden des Arbeitgebers 
komme es dabei nicht an.

E n t s c h  e i  d u n g s  g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Der Kläger hat keinen Anspruch 
auf Zahlung von 215,76 DM (netto) nebst Zinsen.
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I. Die Beklagte schuldet dem Kläger keinen Schadenersatz in 
entsprechender Höhe. Die Voraussetzungen einer positiven Ver­
tragsverletzung liegen nicht vor. Die Beklagte hat bei Durchfüh­
rung der Kurzarbeit in den Monaten Februar und März 1990 keine im 
Verhältnis zum Kläger bestehende Pflicht verletzt. Die Beklagte 
war insbesondere nicht gehalten, den Bescheid des Arbeitsamtes 
mit Widerspruch und Klage anzufechten. Im Verfahren der Kurzar­
beitergeldgewährung mag der Arbeitgeber in Ausnahmefällen aus 
Gründen der Fürsorgepflicht gehalten sein, ein sozialgerichtli­
ches Verfahren einzuleiten, um weitergehende Ansprüche des Ar­
beitnehmers durchzusetzen (so zum Schlechtwettergeld Neumann- 
Duesberg, SGb. 1967, 527, 528). Ein solcher Ausnahmefall ist 
jedoch nicht anzunehmen, wenn der Arbeitgeber selbst in Überein­
stimmung mit seinem Arbeitgeberverband die vom Arbeitsamt auf­
grund unmißverständlicher Richtlinien vertretene Rechtsauffassung 
teilt und der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit auf 
besondere Anfrage deren Richtigkeit bestätigt hat. Eine arbeits­
vertragliche Pflicht, einen auf die Abänderung einer weitgehend 
anerkannten Verwaltungspraxis gerichteten Prozeß zu führen, be­
steht nicht. Will der Arbeitnehmer eine von der gefestigten Ver­
waltungspraxis abweichende günstigere Auslegung des Arbeitsför­
derungsgesetzes erreichen, hat er selbst den sozialgerichtlichen 
und gegebenenfalls verfassungsgerichtlichen Rechtsweg zu be­
schreiten (vgl. Gagel/Bieback, AFG § 72 Rz 75).

II. Der Kläger hat mangels Vereinbarung keinen vertraglichen An­
spruch auf Zahlung des Differenzbetrages in Höhe von 215,76 DM. 
Eine vor oder bei Einführung der Kurzarbeit oder später getroffe­
ne Vereinbarung der Parteien über eine subsidiäre Zahlungsver-
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pflichtung der Beklagten hat der Kläger nicht vorgetragen. Sie 
ergibt sich auch nicht aus anderen Rechtsgründen. Soweit der Klä­
ger sich auf die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom
II. Juli 1990 (- 5 AZR 557/89 - EzA Nr. 11 zu § 615 BGB Betriebs­
risiko) beruft, hat er diese mißverstanden. Der Fünfte Senat hat 
danach nur einen Anspruch des Arbeitnehmers auf "Verdienstaus­
fall" anerkannt, wenn das Kurzarbeitergeld nicht gewährt wird, 
weil das Arbeitsamt für eine mit dem Betriebsrat vereinbarte 
Kurzarbeitsperiode das Kurzarbeitergeld rückwirkend widerrufen 
hat. Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

III. Der Zahlungsanspruch folgt auch nicht aus § 615 BGB, denn 
die wirksame Einführung der Kurzarbeit suspendierte die Arbeits- 
Pflicht des Klägers und die korrespondierende Lohnzahlungspflicht 
der Beklagten.

Harnack Hickler
Michels-Holl Dr. Ascheid Dr. Müller-Glöge

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

